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ENTSCHEIDE

Entzug der elterlichen Gewalt bei langer Freiheitsstrafe
Das Bundesgericht stützte den Entscheid der Aufsichtsbehörde

Eine lange Zuchthausstrafe genügt, um dem Gefangenen die elterliche Gewalt über
seine Kinder zu entziehen, da dieser bei nötigen Entscheidungen seine Vaterpflichten

nicht wahrnehmen kann. Das Bundesgericht hat überdies im vorliegenden Fall
befunden, der Entzug der elterlichen Gewalt hätte auch mit der schwerwiegenden
Verletzung der elterlichen Pflichten begründet werden können, da der Vater wegen
der Tötung der Mutter zu einer langen Zuchthausstrafe verurteilt worden war.

Das Zivilgesetzbuch (ZGB) bestimmt in Art. 311 Abs. 1 Ziff. 1 dass — wenn andere
Massnahmen zum Schutze des Kindes wirkungslos geblieben sind oder von vornherein

ungenügend erscheinen — die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde die elterliche

Gewalt entzieht, wenn Vater und Mutter ausserstande sind, die elterliche Gewalt
ordnungsgemäss auszuüben. Ob Entzugsgründe vorliegen, muss streng geprüft werden,

da es sich um den Verlust eines grundlegenden Persönlichkeitsrechtes handelt.
Der Vater zweier damals gut drei- bzw. zweijähriger Mädchen hatte deren

Mutter, seine Ehefrau, umgebracht. Nach der Auffassung der vormundschaftlichen

Aufsichtsbehörde des Kantons genügte es, so lange er nicht rechtskräftig
verurteilt war, die Kinder der Obhut des Grossvaters mütterlicherseits zu übergeben

und diesen mit den Befugnissen eines Vertretungsbeistands auszurüsten. Mit
der rechtskräftigen Verurteilung des Vaters zu dreizehn Jahren Zuchthaus (Dauer
bis ins Jahr 2003, bedingte Entlassung denkbar ab 1999) erachtete diese Behörde
jedoch einen neuen Sachverhalt als erfüllt, der als ein der Abwesenheit des Vaters
entsprechenden Grund zum Entzug seiner elterlichen Gewalt im Sinne von
Art. 311 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB angesehen werden könne.

Im Berufungsverfahren bezeichnete die II. Zivilabteilung des Bundesgerichtes
diesen Gesichtspunkt als nicht bundesrechtswidrig. Der Vater befindet sich in
etlicher Entfernung vom Wohnort seiner Kinder in jahrelanger Gefangenschaft.
Er kann infolgedessen bei nötigen Entscheidungen seine Vaterpflichten nicht
wahrnehmen. Dem die Kinder hütenden Grossvater sind bisher aber keine
entsprechend weitreichende Vollmachten übertragen worden. Besuche der Kinder im
Zuchthaus genügen nicht, um dem Vater die Wahrnehmung seiner väterlichen
Pflichten wirklich zu ermöglichen. Die Aufsichtsbehörde hatte daher nicht
unverhältnismässig gehandelt, als sie deswegen dem gefangenen Vater die elterliche
Gewalt entzog, um die Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 311 Abs. 2 ZGB
einzuladen, wegen dieses Entzugs einen Vormund zu ernennen.

Das Bundesgericht fügte hinzu, der kantonale Entscheid hätte auch aufArt. 311

Abs. 1 Ziff. 2 ZGB abgestützt werden können. Dieser Rechtssatz sieht den Entzug
der elterlichen Gewalt vor, falls Vater und Mutter ihre Pflichten gegenüber ihren
Kindern in schwerwiegender Weise nicht erfüllen. Nun war die Tötung der Mutter
der Kinder durch deren Vater ja gewiss eine schwere Verletzung elterlicher Pflichten.

Das Bundesgericht bestätigte Entzug der elterlichen Gewalt. R. B.
Urteil 5C.23/1993 vom 5. März 1993
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